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21. 11. 1972 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Bundesgesetz betreffend die 
Regelung des· Krankenpflegefachdienstes, der 
medizinisch-technischen Dienste und der Sani-

tätshilfsdienste geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz hetreffend die Regelung des 
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-t,ech­
nischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, 
BGBI. Nr. 102/1961, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 349/1970 wird geänden wie 
folgt: 

1. Vor § 6 hat die überschrift zu lauten: 

"A. Allgemeines" 

2. § 6 hat zu Jauten: 

,,§ 6. (1) Die Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege und in der Kinderkranken- un,d 
Säuglingspflege dauert vier Jahre. 

(2) Das erste Au&bildungsj,ahr dient der Ver­
tiefung der AUgemeinbildungund der Vorberei­
tung auf die Ausbildung. im Krankcnpflegefach­
dienst und ist gemäß den eimchlä,gi,gen schul­
rechtlichen Vorschriften zu führen. 

(3) Das zweite, dritte und vierte Ausbilidungs­
jahr dient der theoretischen und praktischen Aus­
bildung in der allgemeinen Krankenpflge und in 
.der Kinderkranken- und SäugEngspflege." 

3. § 7 hat zu Lauten: 

,,§ 7. (1) Das zweite, dritte und vierte Aus­
bildungsjaJhr ist an allgemeinen Krankenpflege-, 
schulen und Kin'derkrankenpfleg,eschulen zu ab­
solvieren. 

(2) Krankenpflegeschulen dürfen nur an Kran­
kenanstalten errichtet werden, welche die zur 
praknischen Unterweisung notwendigen Fachab­
teilungen besitzen, mit den für die Erreichung 
des Ausbildungszweckes erforderlichen Lehr- und· 
Hilfskräften sowie Lehrmitteln ausgestattet sind. 
und entsprechende Unterbringungsmöglichkeiten 
für die auszubildenden Personen aufweisen. 

(3) Jede Krank'enpflegeschule muß unter der 
Leitung eines Arztes st,ehen, der die hiefür erfor­
derHche fach:liche Eignung hesitzt. Zur Betreuung 
der Krankenpflegeschüler(innen) hat diesem Arzt 
eine erfahrene diplomierte Krankenpflegeperson 
als Schuloberin (Internatsleiter) zur Seite zu 
stehen. 

(4) Die Krankenpflegeschulen sind so zu führen, 
·daß die Errreichung des Aushihlungsz.jeles ge­
währleistet ist. 

(5) Die Errichtung und Führung einer Kran­
kenpflegeschule bedarf der Bewilligung .des Bun­
desministeriums für Gesundheit und Umwelt­
schutz. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die. 
Krankenpflegesch'ule den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes entspricht; sie ist z.urückzuneh­
men, wenn die Voraussetzungen für eine dem 
Gesetz enti>pr,ed1ende Krankenpflegeausbildung 
nicht mehr gegeben sind." 

4. § 8 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten: 

,,(3) In eine Krankenpflegeschule sind nach 
Maßgabe der verfügbaren plätze jene 
Bewerber(innen) aufzunehmen, welche die im 
§ 9 Abs. 1 in Zusammenhalt mit Abs. 8 ange­
führten Voraussetzungen erfüllen oder denen 
gemäß den Bestimmungen des § 9 Abs. 2 und 7 
eine Nachsicht hievon erteilt worden ist." 

5. § 9 Abs. 1 hat zu lauten: 

"§ 9. (1) Personen, die sich um die Aufnahme 
in eine Krankenpflegeschule bewerben, haben 
nachzuweisen: 

a) den Besitz der österrei,chischen Staatsbür­
gerschaft, 

b)ein Lebensalter nicht über 35 Jahre, 
c) die zur Erfüllung der Berufspflichten nöti­

gen körperlichen und geistigen Fähig;keiten, 

d) die Unbescholtenheit, 
e} den. erfolgreichen Besuch des ersten Aus­

hildungsjahres (§ 6 Ahs. 2) nach erfolg­
reicher Absolvierung der allgemeinen Schul­
pflicht.« 
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2 I 560 der Beilagen 

6. § 9 Albs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Zur Beurteilung der in Abs'. 1 Iit. c und' 
dangeführten Aufnahmeerfordernisse sind ein 
-amtsärztliches Zeugnis, in dem insbesondere das 
Freisein von aktiver Tuberkulose und von Kei­
men sonstiger anzeigepflichtiger Krankheiten 
festzuhalten ist, und eine Strafregisterbescheini­
gung vorzuJegen. Zum Zeitpunkt der Einhrin­
gung des Aufnahmeansuchens darf das amtsärzt­
liche Zeugnis nicht älter als vier Wochen, die 
Strafregisterbescheinigung nicht älter als drei 
Monate sein." 

7. Dem § 9 ist na,chst,ehender Abs. 8 anzu­
fügen: 

,,(8) Der Nachweis gemäß Albs. 1 lit. e entfäl'lt 
für Personen, die nach erfoIgreicher Absolvie­
rung der ·allgemeinen Schulpflicht 

a) mindestens eine Klasse einer allgemeinbil­
denden hö,heren Schule, einer berufsbil­
denden mitoleren oder hölheren Schule 
oder einer BildungsanstaJt für Arbeitsleh­
rerinnen, für Kindergärtnerinnen oder für 
Erzieher erfolgr~ich besucht haben oder 

b) nach VoJ,lendung des 16. Lebensjahres in 
einer Prüfung vor der Amnahmekornmis­
si on ein solches Maß an Allgemeinbildung 
nachweisen, das erwarten läßt, daß sie dem 
theoretischen und prakt\sche'llJ Unterricht 
im Krankenpflegefachdienst zu folgen ver­
mögen." 

8. Vor § 10 hat -die überschrift zu lauten: 

"B. Dauer und Art der Ausbildung in Kranken­
pflegeschulen" 

9. Im § 10 Abs. 1 tritt an Stelle ,der ersten 
beiden Sätze folgende Bestimmung: 

,,§ 10. (1) Die Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege und in der Kinderkranken- und 
Säuglingspflege im zweiten, dritten und vierten 
Ausbildungsjahr umfaßt inS'besonder,e die nach­
stehend angeführten Sachgebiete:« 

10. Im § 12 a A:bs. 1 ist der Klammerausdruck 
,,(§ 6)« durch ,,(§ 7)" zu ersetzen. 

11. § 12 a Abs. 3 erster Satz hat zu .lauten: 

"(3) Personen, die MS Stationsgehi:Ifen gemäß 
§ 49 Abs. 1 letzter Satz anerkannt worden sind, 
eine Aushildung zum Sanitätsunteroffizier im 
Bundesheer mit Erfolg 3Jbgeschlossen und die im 
dritten Ausbildungsjahr 3Jbzuhaltenden Prüfun­
gen (§ 15a) mit Erfolg abgelegt ha,ben, können 
die Ausbildung in der allgemeinen Kranken­
pflege nach Ahs. lohne Na,chweis der unter 
lit. C <lngeführten Voraussetzungahsolvieren." 

12. § 13 ih:at zu lauten: 

,,§ 13. Die näheren Bestimmungen über die 
fachl'iche Eignung der zur Ausbildung erforder­
lichen Lehr- un-d Hilfskräfte, über den Lehrplan 
und den Betrieb von Krankenpflegeschulen sind 
nach Maßgahe einer geordneten und zweckmäßi­
gen Ausbildung für den Krankenpflegeberuf vom 
Bundesminister fü,r Gesundheit und Umwelt­
schutz im EinveJ'nehmen mit dem Bundesmini...: 
ster für Unterricht und Kunst durch Verordnung 
zu erlassen. Hieb ei sind insbesondere au.ch die 
Unterkunfts- und AusbiMungsbedingungen fest­
zulegen und ist sicherzustellen, daß Schüler(in­
nen) zu einer praktischen Unterweisung am 
Krankenhett und im Operationssaal ,erst mit Er­
reichung des Alters von 16 Ja.hren und zur prak­
tischen EinFührung in das Gebiet der Röntgen­
und Isotopenkunde erst nach Vollendung des 
18. Lebensja.hres herangezogen werden. Die Aus~ 
bi,ldungs~eit ist so zu begrenzen, daß sie die 
jeweils g,esetzJI~ch festgdegte Normala,rbeitszeit 
nicht überschreitet." 

13. § 14 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Am Ende des zweiten und dritten Aus­
bildungsjaihres sind jeweils Einzelpriifungen von 
den Lehrkräften des hetreffenden Unterr'ichts­
faches ahzuhalten. Am Ende d'es vierten Aus­
bildungsjahres ist nadl Abschluß der Gesamt­
aUSIbildung eine kommissionelle Prüfung (Di­
plomprüfung) abzunehmen. Darüber hinaus ha­
ben sich die Lehrer während der 'gesamten 
Ausbildungszeit vom Ausbildungserfolg der 
Krankenpflegeschüler(innen) zu überzeugen." 

14. § 14 Abs. 5 hat zu lauten: 

"(5) Eoine nicht!bestandene Prüfung darf höch­
stens zweima!l wiederholt werden; Wiederho­
lungsprüfungen sind als kommissionelle Prü­
fungen abzunehmen." 

15. § 15 Albs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 15. (1) Ober erfolgreich abgelegte Prüfun­
gen erhalten Krankenpf1.egeschüJer(innen) nur 
bei Verlassen der Schule ein Prüfungszeugnis. 
Das auf Grund der Prüf.ungen im zweiten und 
dritten Ausbild'ungsjahr festgestellte A usbil­
dungsergebnis ist jedoch entsprechend Zu ver­
merken und den Krankenpfleg,eschülern( -schüler­
innen) schriftlich mitzuteilen." 

16. § 15 a hat zu ;}auten: 

,,§ 15 a •. Auß·er ,den Krankenpflegesd1lÜlern 
(-schülerinnen) sind auch Personen zu den im 
dritten Ausbildungsjahr abzuhaltenden Einzel­
prüfungen zuzulassen, die eine Ausbildung Zum 
Sanitätsunteroffizier im Bundesheer mit Erfolg 
aqgeschlossen haben!' 
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17. § 16 hat zu lauten: 

"§ 16. Nähere Vorschriften über die Durch­
fü!hrung der Prüfungen, ferner über die Zusam­
mensetzung der Prüfungskommission, die Ab­
stimmung, die Wertung der Prüfungsergebnisse 
und über die Voraussetzungen, unter denen Prü­
fungen wiederholt werden können, schließlich 
ülber die Form und den Inhalt der Dipl<ome oder 
sonstiger über die Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege und Kinderkranken- und Säug·· 
lingspflege aouszustellender Zeugnisse sind nach 
Maßgabe der Erfordernisse des Krankenpflege­
berufes vom Bundesminister für Gesundheit 
und 1Jnweltschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Unterrr1cht und Kumt durch 
Verordnung zu erlassen." 

18. § 17 A'bs. 2 hat z.u lauten: 

"(2) Hinsichtlich der Anerkennung von Kran­
kenanstalten als Ausbildungsstätten für die 
psychiatrische Krankenpflege gemäß Abs. 1 gel­
ten die Bestimmungen des § 7 Abs. 3 his 5 sinn­
gemäß." 

19. § 18 A:bs. 1 hat zu lauten: 

"§ 18. (1) In der psychiatrisichen Kranken­
pflege dürfen nur Personen ausgebilldet werden, 
die den Voraussetzungen des § 9 A:bs. 1 Ht. a, 
e und d unter Bedachtna!hme auf die Bestim­
mungen des § 9 A:bs. 3, 5 und 7 entsprechen 
und die aHgemeine Schulpflicht erfolgreich ab­
solviert ha.ben. Das Lebensalter darf nicht unter 
18 und nicht über 35 Jahre betragen, jedoch 
können übers,chreitungen der Altersgrenze nach­
gesehen werden, wenn nicht die Ausbildung be­
treffende Rücksichten entgegenstehen." 

20. Im II. Teil hat das 5. Hauptstück zu; ent­
fallen. 

21. § 25 lit. f hat zu lauten: 

,,'f) den logopädisch-phoniatrisch-audiometri­
schen Dienst;" 

22. § 26 Albs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Der logopädisch-phoniatrisch-'audiometri­
sche Dienst (§ 25 lit. f) umfaßt die Behandlung 
von Spra,ch.- und Stimmstörungen sowie die 
Durchführung audiometrischer Untersuchungen 
nach ärzclicher Anordnung." 

23. § 28 hat zu la'llten: 

"§ 28, Hinsichtlich der BewiHigung der medi­
zinisch-techni~chen Schulen sind die Bestimmun­
gen d,es § 7 Abs. 3 bis 5 sinngemäß anzuwenden." 

24. § 29 Z. 1 erster Ha1bsatz, hat zu huten: 

,,1. Neben den im § 9 A:bs. 1 lit. abis d ange­
führten Erfordernissen sind nachzuweisen:" 

25. § 29 Z. 2 leozter Satz hat zu l'auten: 

"Ohne Reifezeugnis können auch Absolventin­
nen einer. Bildungsanstalt für Kindergärtnerin­
nen in eine Schule für den logopädisch-phonia­
trisch-audiometrischen Dienst aufgenommen 
werden." 

26. Vor § 35 hat die überschrift zu1a.uten: 

"Logopädis'ch - phoniatrisch - au­
di 0 met r i s eh erD i e n s t" 

27. § 35 erster Satz hat zu lauten: 

"§ 35. Die Ausbildung für d,en 10gopädis~ 
phoniatrisch-audiometrischen DIenst dauert zwei 
Jaihre. " 

28. § 35 lit. f hat zu lauten: 

"f) Audiometrie;" 

29. Dem § 35 ist als lit. g anzufügen: 

"g) Grundzüge des Sanitäts-, Arbeits- und 
Sozialversicherungsrechtes. " 

30. § 36 letzter Satz hat zu lauten: 

"Die AusbiUdungszeit ist so zu begreIllZen, daß 
sie die jeweils gesetzlich festgelegte Normal­
arbeitszeit nicht überschreitet." 

31. § 39 hat zu lauten: 

,,§ 39. Hinsichtlich der Bewilligung der Schu­
len für den medizinisch-technis,chen Fachdienst 
sind die ß.estimungen des § 7 Abs. 3 bis 5 sinn­
get;näß . anzuwenden." 

32. § 40 hat zu l'aut~n: 

,,§ 40. Hinsichtlich der AU!fnahme in Schulen 
für den medizinisch-technischen Fachdienst und 
der Voraussetzungen hiefür gelten die Bestim­
mungen der §§ 8 und 9 Abs. 1 lit. abis d sowie 
Abs. 2 bis 7 sinngemäß; ferner ist ein Lebens­
alter nicht unter 17 Jahre und die erfolgreiche 
Absolvier,~ng der allgemeinen Schulpflicht nach­
zuweisen." 

33. § 41 .Albs. 2 h'<1.t zu lauten: 

,,(2) Die I1ä'heren Bestimmungen über die 
fachliche Eignung der zur Ausbi1dung erforder­
lichen Lehr- und Hilfskräfte, über den Lehr­
plan und den Betrieb von Schulen für den medi­
zinisch-technischen Fachdienst sind nach Maßgabe 
einer ~o1"dneten und zweckmäßigen Ausbildung 
für den medizinisch-technischen Fachdienst Vom 
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Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster ftÜr Unterricht und Kunst durch Verord­
nung zu erlassen. Hiebei sind insbesondere auch 
die Ausbildungs'bedingungen festzulegen und ist 
skherzusteHen, daß die praktische Unterweisung 
auf dem Gebiet der Röntgenkunde nicht vor 
Vollendung des 18. Lehensjahres des Schülers 
(der Schülerin) stattfindet. Die AusbiIdungszeit 
1st so zu begrenzen, da,ß sie die jeweils festgelegte 
Normalarheitszeit nicht üherschreitet." 

34. § 45 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten: 

"(5) Auf die Arbhahung der Kurse nach Abs. 2 
finden die Bestimmungen des § 7 Albs. 4 und 5 
sinngemäß Anwendung." 

35. § 45 Albs. 6 hat zu lauten: 

.,(6) In den Sanitätshiffsdiensten dürfen nur 
Personen ausge1hildet werden, die den Voraus­
setzungen des § 9. Alls. 1 Iit. a, c und d unter 
Bedachtnahme auf ·die Bestimmungen des § 9 
Abs. 3, 5 und 7 entsprechen. Das Lebensalter 
darf nicht unter 17 Jahre betragen. Blinde sind 
von der Aushildung zum Heabademeister und 
Heilmasseur (§ 44 lit. h) nicht ausgeschlossen, 
sofern sie sonst körperlich un,d gesundheitlich 
geeignet sind; sie können aber nur die Berechti­
gung zur Ausübung der HeiJmassage erlangen." 

36. § 52 A'hs. 3. hat zu lauten: 

,,(3) Ein über den erfolgr·eichen Abschluß des 
zweiten AusbiIdungsjahres in der allgemeinen 
Krankenpflege oder in der Kinderkranken- und 
Säuglingspflege oder des ersten Ausbildungsjahres 
in der psychiatrischen Krankenpflege ausgestell­
tes Zeugnis ber-echtigt zur berufsmäßigen Aus­
ühung der im § 44 lit. a, b, fund g genannten 
T3tigkeiten ohne Ablegung der in den §§ 45 bis 
50 vorgesehenen kursmäßigen AushiLdung." 

37. § 52 ~bs. 4 erster Satz hat zu >lauten: 

"(4) Freiberuflich dürfen nur der Kranken­
pflegefa.chdienst (§ 5), der physiko therapeutische 
Dienst (§ 26 Abs. 1), der Diätdienst (§ 26 Abs. 4) 
und der l<ogopädisch-phoniatrisch-audiometrische 
Dienst (§ 26 Albs. 6) a,usgeübt werden." 

38. § 52 Abs. 5 hat zu lauten: 

"(5) Im Zusammenhang mit der freiberuf­
lichen Ausübung des Krankenpflegefachdienstes, 
des physikotherapeutischen Dienstes, des Diät­
dienstes sowie des logopädisch-phoniatrisch­
a'udiometrischen Dienstes ist jede Art der W·er­
bung urud Anpreisung verbüten." 

Artikel II 

1. Personen, ,die ihre Ausbildung in der all­
gemeinen Krankenpflege 'Oder in der Kinder­
kranken- und Säuglingspflege nach den bisher 
geltenden B,estimmungen begonnen ha.ben, kön­
nen diese Ausbildung innerha~b ,"on fünf Jahren 
nach Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes nach 
den bisherigen A.uSlbildungsbestimmungen be­
enden. 

2. Zum Zeitpunkt des Inkraftretens dieses 
Bundesgesetzes lauf.ende Jahrgänge von Kranken­
pflegevorschulen sind nach den bisherigen Be­
stimmungen zu Ende zu führen. 

3. Personen, die mindestens einen Jahrgang 
einer Krankenpflegevorschule nach den bisheri­
gen Bestimmungen h-eendet haben, dürfen in das 
zweite Ausrbildungsjahr nach Maßga1be der Be-
8timmungen des § 9 Ahs. 1 lit. a ibis d und. Abs. 2 
bis 7 aufgenommen werden . 

4. Personen, die vor Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes ein Diplom über die Ausbi1dung im 
logopä1disch-phoniatrischen Dienst erworben ha­
ben, ist auf ihren Antrag von der zuständigen 
Bezirksverwaltungsibehörde folgender Vermerk 
auf dem Diplom anzubringen: "Berechtigt zur 
Ausübung des logopädisch-phoniatrisch-audio­
metrischen Dienstes (§ 26 Abs. 6 des Bundes­
gesetzes BGBL Nr. 102/1961 i. d. F. BGBL 
Nr ........ /197. )." 

Artikel III 

1. Mit der VO'Uziehung dieses Bundesgesetzes 
ist hinsichtlich 

a) ,des Artikels I Z. 2, soweit es sich um die 
Führung des ersten AUSIbildungsjahres ge­
mäß den einsch1ägigen schulrechtlichen 
Vorschriften handelt, der Bundesminister 
für Unterricht und Kunst, 

ob) des Artikels I Z. 12, 17, 30 und 33 der 
Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Unterricht und Kunst, 

c) des Artikels I Z. 11 der Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Landesverteidigung und 

d) der übrigen Bestimmung,en dieses Bundes­
gesetzes der B.undesminister für Gesundheit 
und Umweltsd1Utz 

betraut. 

2. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September 
1973 in Kraft. Die DurchfÜihrungsverordnungen 
können bereits von dem seiner Kundmachung 
nachfolgenden Tag an erlassen werden; sie treten 
frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz in 
Kraft. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeines 

Der Schwerpunkt der vorliegenden Novelle 
zum Bundesgesetz betreffend die Regelung des 
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-tech­
nischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, die 
unter BedachtITaihme auf fachliche Vorschläge des 
beim Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz bestehenden Beirates für Kran­
kenpflegefragen ausgearbeitet wurde, liegt in 
der Neuordnung der Ausbildung in der all­
gemeinen Krankenpflege und in der Kinder­
kranken- und Säuglingspflege. 

Ziel dieser Neuordnung ist es, Ziur Erhöhung 
der Zahl an ausgebildetem Krankenpflegeper­
sonal beizutragen und gleichzeitig den Ausbil­
dungsstandard entsprechend den steigenden An­
forderungen ,an den Krankenpflegeberuf in 
übereinstimmung mit diesbezüglichen interna­
tionalen Bestrebungen weiter zu verbessern. 

Durch den Wegfall der bisherigen Mindest­
altersgrenze von 17 Jahren für ·die Aufnahme in 
Krankenpflegeschulen sollen junge Menschen, die 
sich dem Krankenpflegeberuf widimen wollen, 
unmittel!bar nach Erfüflung der allgemeinen 
Schulpflicht erfaßt werden können. Gleichzeitig 
wird die Dauer der Ausbildung von biroer drei 
Jahren auf vier Jahre verlängert. Der bisherigen 
dreijährigen Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege und in der Kinderkranken- und 
Säuglingspflege selbst soll ein neues erstes Schul­
jahr vorangehen,das der Vertiefung der Allge­
meinbildung und der Vorbereitung auf die Kran­
kenpflegeausbildung dient. Durch di,eses neue 
Schuljahr, das neben der Wissensvermittlung 
auch ein erzieherisches Ziel anzustreben haben 
wird, roll auch den Intentionen des Europäischen 
übereinkommens über die theoretische und 
praktische Ausbild.ung von diplomierten Kran­
kenpflegepersonen weitgehend Rechnung getra­
gen werden, wonach Voraussetzung für die Aus­
bildung in der allgemeinen Krankenpflege grund­
sätzlich ein Bildungsgrad sein soll, der wenigstens 
dem 10. Schuljahr einer allgemeinbildende~ 
Schule entspricht. 

Neben dieser Neu'Ürdnung der Krankenpflege­
ausbiLdung enthält der vorliegende Entwurf im 
wesentlichen folgende Punkte: 

1. Namensänderung des logopädisch-phon­
iatrischen Dienstes in nunmehr logopädisch­
phoniatrisch-audiometrischer Dienst. 

2. Die Höchstaltersgrenze für die Aufnahme 
in Krankenpflegeschulen und in medizinisch­
technische Schulen wird einheitlich mit 35 Jahren 
festgelegt. 

3. Die Mindestaltersgrenze für die Sanitäts­
hilfsdienste wird von bisher 18 Jahren auf 
17 Jahre herabgesetzt. 

4. Ersatz der kommissionellen Vorprüfungen 
im Rahmen' der Ausbildung im Krankenpflege­
fachdienst und in den medizinisch-technischen 
Diensten durch Einzelprüfungen. 

5. Angleichung der Ausbildungszeit an die 
jeweils gesetzlich festgelegte Wochenarbeitszeit. 

Es sei in diesem Zusammenhang darauf ver­
wiesen, daß im Hinblick auf den drückenden 
Mangel an ausgebildetem Krankenpflegepersonal 
der Beitrag der gegenständlichen Novelle zur 
Milderung dieses Mangels als so vordringlich 
erachtet wird, daß die Behandlung sonstiger Fra­
gen, die im Zusammenhang mit der gegenständ­
lichen Materie in Diskussion stehen, einer späte­
ren Novellierung vorbehalten wird. 

II. Besonderes 

Artikel I 

Ziffer 1, 9 und 16: 

Diese Änderungen ergaben sich aus der Modi­
fizierung der Krankenpflegeausbildung sowie den 
Besonderheiten des neuen ersten Ausbildungs­
jahres. 

Ziffer 2 und 3: 

Die Dauer der Krankenpflegeausbildung von 
bisher drei Jahren wird grundsätzlich auf vier 
Jahre verlängert. 
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6 560 der Beilagen 

Das erste Ausbildungsjahr soll der Vertiefung 
der Allgemeinbildung und der Vorbereitung auf 
die Krankenpflegeausbildung dienen. Dieses Aus­
bildungsjahr wird daher nach den einschlägigen 
schulrechtlichen Vorschriften (Privatschulgesetz) 
zu führen sein. 

Das zweite, dritte und vierte Ausbildungsjahr 
dient der eigentlichen Ausbildung in der allge­
meinen Krankenpflege und in der Kinder­
kranken- und Säuglingspflege und ist an Kran­
kenpflegeschulen zu absolvieren. 

Zu Z. 3 ist darauf hinzuweisen, daß die Abs. 2 
bis 5 des neuen § 7 mit § 6 Abs. 3 bis 5 und § 7 
in der derzeit geltenden Fassung ident sind. 

Ziffer 4, 19, 24, 32 und 35: 

Diese itnderungen waren durch die Neufas­
sung des § 9 Abs. 1 und - bezüglich der Z. 4 -
durch die Anfügung eines neuen § 9 Abs. 8 
bedingt. 

ziffer 5: 

Die bisherige Lebensaltersgrenze von 17 Jahren 
soll entfallen. In Hinkunft soll die Kranken­
pflegeausbildung mit dem neugeschaffenen ersten 
Ausbildungsjahr unmittelbar an die allgemeine 
Schulpflicht anschließen. Bei Beginn der Ausbil­
dung im zweiten Ausbildungsjahr werden die 
Schülerinnen im Regelfall das Alter von 16 Jah­
ren vollendet haben oder - im Falle eines vor­
zeitigen Schulbesuches (§ 7 des Schulpflichtgeset­
zes, BGBl. Nr. 241/1962) - im selben Kalender­
jahr vollenden. 

Die Höchstaltersgrenze soll statt bisher 
30 Jahre mit 35 Jahren festgesetzt werden, um 
auch Personen, die sich erst später der Kranken­
pflegeausbildung zuwenden wollen, den Zugang 
zu diesen Berufen zu ermöglichen bzw. zu er­
leichtern. 

Ziffer 6: 

Durch die Neufassung dieser Bestimmung soll 
berücksichtigt werden, daß an die Stelle der poii­
zeilichen Führungszeugnisse die Strafregister­
bescheinigungen getreten sind (§ 10 des Straf­
registergesetzes 1968, BGBI. Nr. 277). 

Ziffer 7: 

Durch den neuen Abs. 8 soll die Möglichkeit 
vorgesehen werden, bei Nachweis eines ent­
sprechenden Maßes an Allgemeinbildung - sei 
es durch eine bestimmte weiterführende schuli-· 
sche Ausbildung oder durch eine Aufnahme­
prüfung nach Vollendung des 16. Lebensjahres-

ohne Absolvierung des ersten Ausbildungsjahres 
die Ausbildung an d!!r Krankenpflegeschule im 
zweiten Ausbildungsjahr beginnen zu können. 

Als schulische Voraussetzung für den Eintritt 
in das zweite Ausbildungsjahr werden insbe­
sondere Fachschulen für Sozialberufe in Betracht 
kommen. 

Vom schulrechtlicheI\ Standpunkt ist zu bemer­
ken, daß wohl derzeit gemäß § 63 Abs. 3 des 
Schul organisations gesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, 
für die Aufnahme in eine Fachschule für Sozial­
arbeit die Vollendung des 18. Lebensjahres Vor­
aussetzung ist, jedoch im Zuge der in Vorbe­
reitung stehenden 5. Schul organisations gesetz­
Novelle vorgesehen ist, daß der Eintritt in ein­
und zweijährige Fachschulen auch sofort nach 
der Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht mög­
lich sein soll. Darüber hinaus sieht dieser Ent­
wurf auch dreijährige Fachschulen für Sozial­
berufe vor; durch den Besuch der ersten Klasse 
dieser Fachschulen soll die allgemeine Schulpflicht 
im 9. Jahr erfüllt werden können. Durch den 
erfolgreichen Besuch der zweiten Klasse solcher 
dreijähriger Fachschulen wäre dann die Voraus­
setzung des § 9 Abs. 8 lit. a erfüllt. 

Die Voraussetzung für einen direkten Eintritt 
in das zweite Ausbildungsjahr kann schließlich 
auch durch den Besuch mindestens einer Klasse -
jeweils nach Absoivierung der allgemeinen Schul­
pflicht - einer sonstigen mittleren berufsbilden­
den Schule (z. B. Fachschule für wirtschaftliche 
Frauenberufe), einer berufsbildenden höheren 
Schule (z. B. Höhere Lehranstalt für wirtschaft­
liche Frauenberufe), einer allgemeinbildenden 
höheren Schule (z. B. 6. Klasse Realgymnasium) 
oder einer der angeführten Anstalten für Lehrer­
bildung und Erzieherbildung erfüllt werden. 

Ziffer 10,18,23,31 und 34: 

Diese itnderungen waren durch die Neufassung 
der §§ 6 und 7 erforderlich; hiezu darf auf den 
letzten Absatz der Erläuterungen zu Ziffer 2 und 
3 verwiesen werden. 

Ziffer 11: 

Diese itnderungen erfolgten 1m Hinblick 
darauf, daß an Stelle der bisherigen kommis­
sionellen zweiten Vorprüfung Einzelprüfungen 
aus den in Betracht kommenden Fächern abzu­
halten sind. In diesem Zusammenhang darf auf 
die Erläuterungen zu Ziffer 13 bis 15 und 17 ver­
wiesen werden. 

Ziffer 12: 

Das Mindestalter für die praktische Unter­
weisung am Krankenbett und im .Operationssaal 
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soll auf 16 Jahre herabgesetzt werden. Ferner 
ist es erforderlich, das Gebot, wonach die prak­
,tische Einführung von Schiilern (Schülerinnen) 
in das Gebiet der Röntgen- und Isotopenkunde 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes erst nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres zulässig ist, in 
den Gesetzestext selbst aufzunehmen. 

Durch die Xnderung des letzten Satzes des 
§ 13 soll die Ausbildungszeit der jeweils gelten­
den Wochenarbeitszeit angepaßt werden. 

Ziffer 13 bis 15 und 17: 

Als kommissionelle Prüfung soll in Hinkunft 
grundsätzlich nur mehr die Diplomprüfung nach 
Abschluß der Gesamtausbildung abgenommen 
werden. 

Die bisherige erste und zweite Vorprüfung 
sollen durch Einzelprüfungen in den in Betracht 
kommenden Unterrichtsfächern ersetzt werden. 
Nur wenn solche Einzelprüfungen nicht bestan­
den worden sind, müssen die Wiederholungs­
prüfungen kommissionell durchgeführt werden. 

Die näheren Voraussetzungen, unter denen 
Prüfungen wiederholt werden können bzw. das 
jeweilige Ausbildungsjahr zu wiederholen ist, 
werden gemäß § 16 im Verordnungswege festzu­
legen sein. 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, daß 
diese neuen Prüfungsbestimmungen gemäß §§ 21 
und 42 Abs. 1 sinngemäß auch auf die psychia­
trische Krankenpflege und auf die medizinisch­
technischen Dienste Anwendung finden. 

Ziffer 20: 

Da die Krankenpflegeausbildung nunmehr 
direkt an die Absolvierung der allgemeinen 
Schulpflicht anschließen soll, besteht für die bis­
herigen Krankenpflegevorschulen kein Bedarf 
mehr. 

Ziffer 21, 22, 25 bis 29, 37 und 38: 

Bereits bisher war im Rahmen der Ausbildung 
für den logopädisch-phoniatrischen Dienst gemäß 
Anlage 6 Ziffer 8 zu § 24 Abs. 2 der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für die medizinisch­
technischen Dienste, BGBl. Nr. 215/1961, i. d. F. 
der Verordnungen BGBl. Nr. 308/1969 und 
BGBl. Nr. 48/1972, Audiologie einschließlich 
Audiometrie als Unterrichtsfach mit 40 Mindest­
stunden enthalten. Im Hinblick auf die Bedeu­
tung der Audiologie - in diesem Zusammen­
hang darf auf Bestrebungen hingewiesen werden, 
eigene Assistenten für Audiologie zu schaffen -
erscheint es zweckmäßig, dieses medizinische 
Spezialgebiet auch im Rahmen der gehobenen 
medizinisch-technischen Dienste bei den Logo­
pädinnen (Logopäden) in der Berufsbezeichnung, 

im Berufsumfang und bei der Anführung der 
Unterrichtsgegenstände ausdrücklich im Gesetz zu 
verankern. 

Die vorgesehenen Xnderungen stellen daher 
keine inhaltliche Erweiterung des Berufsumfanges 
dar. Vor Inkrafttreten dieser Novelle erworbene 
Diplome über den logopädisch-phoniatrischen 
Dienst werden daher zur Ausübung des logopä­
disch-phoniatrisch-audiometrischen Dienstes be­
rechtigen. 

Ziffer 30: 

Durch diese Xnderung soll die Ausbildungszeit 
der jeweils geltenden Wochenarbeitszeit angepaßt' 
werden. 

Ziffer 33: 

Die praktische Unterweisung auf dem Gebiet 
der Röntgenkunde wird, statt wie bisher auf das 
letzte Ausbildungsjahr, nunmehr auf das Lebens­
alter der Schüler(innen) von mindestens 18 Jah­
ren abgestellt. 

Bezüglich der Xnderung des § 41 Abs. 2 letzter 
Satz gelten die Ausführungen zu Ziffer 30 sinn­
gemäß. 

Ziffer 36: 

Durch die Xnderung der Ausbildung in der 
allgemeinen Krankenpflege und in der Kinder­
kranken- und Säuglingspflege wird die in § 52 
Abs. 3 normierte Berechtigung erst durch die 
Absolvierung des zweiten Ausbildungsjahres in 
diesen Sparten des Krankenpflegefachdienstes 

,erworben. 

Artikel Ii 
Ziffer 2 und 3: 

Grundsätzlich sind mit Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes die derzeit bestehenden Kranken­
pflegevorschulen aufzulösen. Am 1. September 
1973 noch laufende Jahrgänge (nicht in allen 
Bundesländern beginnen die Krankenpflege­
schulen und -vorschulen im September) können 
aber zu Ende geführt werden. 

Personen, die derzeit einen laufenden Jahr­
gang einer Vorschule beenden oder schon früher 
einen Jahrgang abgeschlossen haben, ohne in 
der Folge in eine Krankenpflegeschule einge­
treten zu sein, sollen auf Grund dieser Bestim­
mung direkt in das zweite Ausbildungsjahr ein­
treten können. 

Ziffer 4: 

Zunächst darf auf die Erläuterungen zu Zif­
fer 21, 22, 25 bis 29, 37 und 38 hingewiesen 
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werden. Um Unklarheiten über den Berufsum­
fang Zu vermeiden, soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, auf vor Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes ausgestellten Diplomen über die Aus­
bildung im logopädisch-phoniatrischen Dienst die 
Namensänderung dieser Berufsbezeichnung in 
logopädisch-phoniatrisch-audiometrischer Dienst 
Zu vermerken. 

Artikel III 

Dieses Bundesgesetz soll mit 1. September 1973 
in Kraft treten, so daß es für die im Herbst 1973 
beginnenden neuen Jahrgänge der Krankenpflege­
schulen bereits wirksam wird. 

Die entsprechenden Vorbereitungen und Ver­
anlassungen bezüglich des neuen ersten Ausbil­
dungsjahres werden unverzüglich nach Kund­
machung dieses Bundesgesetzes im Bundesgesetz­
blatt zu treffen sein. Da das erste Ausbildungs­
jahr, das der Vertiefung der Allgemeinbildung 
und der Vorbereitung auf die Ausbildung in der 
Krankenpflege dient, gemäß den einschlägigen 
schulrech tlichen Vorschriften (Privatschulgesetz) 
zu führen ist, kann auch die Einrichtung dieses 
Ausbildungsjahres, etwa Lehrerbestellung, Lehr­
planerstellung usw., unabhängtg vom Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes, d. h. bereits vor 
diesem Zeitpunkt erfolgen. 
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